

Modell Nr. 03-05M


Kategorie III/5 – VERDÄCHTIGE MINDERJÄHRIGE PERSON
, der eine Tat vorgeworfen wird, die eine Haftstrafe nach sich ziehen kann 
Vernehmung ohne schriftliche Vorladung

MIT ANWALTLICHEM BEISTAND
	Angaben zum Polizeidienst


Aktenzeichen


Beilage zum PK Nr.….. vom ……

Teil 1

Am……. um ……..Uhr

Wir, Name, Polizeibeamter, Eigenschaft, Dienstrang, der Polizei (Dienststelle), haben, bevor wir zur Vernehmung der Person von:

IDENTITÄT

die sich vorstellt ohne eine schriftliche Vorladung mit der Auflistung Ihrer Rechte erhalten zu haben und die durch den Rechtsanwalt
 ………………beigestanden wird.
Vor dem vertraulichen Gespräch geben wir dem betroffenen Minderjährigen und seinem Rechtsanwalt Kenntnis der Taten zu denen er vernommen werden wird, Tate, die eine Haftstrafe nach sich ziehen können, nämlich…….

haben dem/der Betroffenen Kenntnis gegeben von seinen/ihren Rechten; 

1. dass er/sie als Verdächtiger vernommen wird und das Recht hat, sich vor der Vernehmung zu den vorgenannten Taten, vertraulich mit ihrem Rechtsanwalt zu beraten und sie das Recht hat sich während der Vernehmung durch ihn beistehen zu lassen,
2. dass sie, nachdem sie ihre Identität mitgeteilt hat, wählen darf, eine Aussage zu machen, auf die gestellten Fragen zu antworten oder zu schweigen ;

3. Sein/ihr Anwalt kann, mit seinem/ihrem Einverständnis, die Vertagung der Vernehmung einmal beantragen, damit er/sie sich vorher mit einem Anwalt beraten kann und dieser der Vernehmung beiwohnen kann.
4. dass sie nicht verpflichtet werden kann, sich selbst zu beschuldigen ;

5. dass ihre Aussagen als Beweis vor Gericht verwendet werden können und demzufolge gegen sie oder eine andere Person verwendet werden können

6. dass sie verlangen kann, dass alle ihr gestellten Fragen und die Antworten die sie gibt, wörtlich niedergeschrieben werden; 

7. Es wurde Ihnen die Freiheit nicht entzogen und Sie können demzufolge zu jedem Zeitpunkt kommen und gehen. Berücksichtigen Sie jedoch, dass der Prokurator des Königs
 in Anbetracht der Umstände eine Festnahme im Rahmen der Ermittlungen anordnen kann. 
8. dass sie verlangen kann, dass Ermittlungsmaßnahmen eingeleitet oder bestimmte Vernehmungen durchgeführt werden, 
9. dass sie die Dokumente, die sich in ihrem Besitz befinden, brauchen kann, ohne dass dies die Verlegung der Vernehmung zur Folge hätte und dass sie während der Vernehmung oder später beantragen kann, dass diese Dokumente dem Vernehmungsprotokoll oder der Akte beigefügt werden können ;
Wir haben der betroffenen Person vor der ersten Vernehmung, die schriftliche Erklärung der Rechte übergeben.




	Teil 2
Am……. um ……..Uhr

Wir, Name, Polizeibeamter, Eigenschaft, Dienstrang, der Polizei (Dienststelle)
, vernehmen in ……….
Name & Vorname
Der/die auf Befragen erklärt : 
„Ich wünsche meine Aussage in ……………….Sprache zu machen und wähle diese Sprache im Gerichtsverfahren.“
Eigentliche Vernehmung 

Sie fragen mich nach Durchlesung, ob ich etwas verbessern oder hinzufügen möchte, worauf ich antworte …

Ich bestätige, über die Möglichkeit, mich als geschädigte Person anzumelden, sowie über den damit verbundenen Rechten, in Kenntnis gesetzt worden zu sein
, :

· Ich melde mich als geschädigte Person an
· Ich wünsche nicht, mich als geschädigte Person anzumelden

· Ich möchte darüber nachdenken

Ich nehme zur Kenntnis, dass ich eine kostenlose Abschrift des Textes meiner Vernehmung erhalten kann. Ich antworte (positiv) und Sie übergeben mir eine Abschrift. 

Die Vernehmung endet am……. um …… Uhr.

Nach Vorlesung bestätigt und unterschreibt mit uns.


� Die nicht ihrer Freiheit entzogen wurde.


� Ist ebenfalls anwendbar, wenn eine Vorladung ohne Mitteilung der Rechte oder unvollständiger Mitteilung der Rechte oder fehlender Angaben zu den Taten.


� Sei es der Anwalt, der spontan die betroffene Person begleitet, sei es der Anwalt (bestimmt oder sein Vertreter) vorgeladen durch die Polizei über den Bereitschaftsdienst – Webapplikation – der  Anwaltskammer. Der Anwalt, der den Betroffenen spontan begleitet, muss sich legitimieren.


� Oder der Untersuchungsrichter.


� Streichen wenn nicht anwendbar : zählt nicht für Folgevernehmungen bezüglich derselben Taten.


� Nur auszufüllen wenn der Protokollant des 1. Teils nicht identisch ist mit demjenigen des 2. Teils


� Nur in dem Fall, wenn der Verdächtige spontan erklärt, auch Opfer der Taten zu sein, für die er verhört wird (z. B. gegenseitige Schläge und Körperverletzungen). In diesem Fall muss ihm die Frage gestellt werden: „Wünschen Sie sich als geschädigte Person zu melden“ und seine Antwort wird notiert.





